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Keine Angst vor der
E-Vergabe – wenn die
Zukunft schon da ist

Neue Arbeitsgemeinschaft bietet
erste Herbsttagung

Die Arbeitsgemeinschaft Vergaberecht
wurde am Rande des 66. Deutschen An-
waltstag im Juni 2015 in Hamburg ge-
gründet. Engagierte Anwältinnen und
Anwälte reagierten damit auf die Schaf-
fung des Fachanwalts für Vergaberecht.
Mit einer fachlich außergewöhnlich er-
tragreichen ersten Herbsttagung prä-
sentierte sich die Arbeitsgemeinschaft
im Oktober.
Die erste Herbsttagung der neu ge-
gründeten Arbeitsgemeinschaft Ver-
gaberecht im Deutschen Anwaltverein
fand am 19./20.11.2015 in Berlin mit
über 50 Teilnehmerinnen und Teilneh-
mern statt. Sie begann bereits am
Nachmittag mit einer exklusiven Bau-
stellenführung durch das Berliner
Stadtschloss, das den Vergaberechtlern
bisher nur aus der viel beachteten Ent-
scheidung des OLG Düsseldorf (Beschl.
v. 02.12.2009 – Verg 39/09) zur Vergabe
des Architektenauftrags bekannt war.
Beim Abendessen bestand Gelegenheit
zum Networking, was viele der Teilneh-
merinnen und Teilnehmer nutzten.

Umsetzung der EU-Richtlinie

Der zweite Tag begann unter der Mode-
ration der Vorsitzenden der Arbeits-
gemeinschaft Vergaberecht Rechts-
anwältin Dr. Annette Mutschler-Siebert
mit einem Sachstandsbericht zum ak-
tuellen Stand der Umsetzung der EU-
Vergaberichtlinien. Dies übernahm mit
Regierungsdirektor Andreas Rüger aus
dem Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie ein Insider. Er er-
läuterte anhand von ausgewählten Re-
gelungsaspekten das Spannungsfeld
zwischen der durchaus beabsichtigten
Vereinfachung und der weiteren Öff-
nung für strategische Zielsetzungen.
Dies mache es dem Verordnungsgeber
nicht gerade leicht, die Interessen der
Praxis zu bedienen. Für den Unter-
schwellenbereich konnte er zumindest
eine „soft harmonization“ in Aussicht
stellen. Er wies aber darauf hin, dass in
diesem Bereich autonomes Haushalts-
recht der Bundesländer bestehe. Die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer er-

fuhren auch, dass die EU-Kommission
derzeit die Evaluierung der Rechtsmit-
telrichtlinie plane, die sicher wieder zu
der einen oder anderen Änderung füh-
re. Vergaberecht bleibt also spannend.

Im weiteren Tagungsverlauf stand
die E-Vergabe im Focus: Namhafte Ver-
treter aus Wissenschaft, Unternehmen
und Anwaltschaft beleuchteten und dis-
kutierten die Chancen und Risiken der
E-Vergabe. Diese Vergabeart wird im
Rahmen der Umsetzung der neuen
Vergaberichtlinien das Regelvergabever-
fahren werden. Das bedeutet, dass
künftig nicht nur die Übermittlung von
Bekanntmachungen in elektronischer
Form erfolgt und – die Auftragsunterla-
gen elektronisch verfügbar sein müssen.
Nach einem Übergangszeitraum bis
längstens 18. Oktober 2018 wird die aus-
schließliche elektronische Kommunika-
tion für europaweite Vergabeverfahren
verbindlich vorgeschrieben. Das heißt,
eine Kommunikation durch elektro-
nische Mittel muss in allen Verfahrens-
stufen, einschließlich der Übermittlung
von Teilnahmeanträgen und insbeson-
dere der Übermittlung der Angebote
(„elektronische Übermittlung“) erfolgen.

Anders als beim besonderen elektro-
nischen Anwaltspostfach (beA) gibt es
jedoch keinen einheitlichen Standard
für die elektronische Kommunikation.
Eine Vielzahl von Anbietern ist dabei,

ihre Lösung den öffentlichen Auftrag-
gebern zu verkaufen. Die Anwesenden
wurden für den daraus entstehenden
Beratungsbedarf sensibilisiert. Unter
den Anwesenden heftig umstritten war
eine These von Prof. Dr. Christopher
Zeiss (Fachhochschule für öffentliche
Verwaltung Nordrhein-Westfalen aus
Bielefeld): Er vertrat die Ansicht, die
Vergabeplattform müsse an sieben Ta-
gen der Woche immer 24 Stunden er-
reichbar sein. Das Publikum sprach sich
überwiegend für eine Erreichbarkeit zu
den üblichen Geschäftszeiten aus. Auch
die Auswirkungen der Registrierungs-
freiheit der Bieter wurden diskutiert.
Hier herrschte dahingehend Einigkeit,
dass der Bieter, der sich nicht registriert,
bezüglich der Mitteilungen der Vergabe-
stelle eine Holschuld hat.

E-Vergabe-Praxis

In der Praxis herrscht große Skepsis, ob
die E-Vergabe zu höherer Effizienz und
Transparenz der Vergabeverfahren führt,
wie vom Europäischen Gesetzgeber beab-
sichtigt. Am Beispiel der elektronischen
Beschaffung bei der Deutschen Bahn AG,
die inzwischen über 6.000 Vergaben im
Jahr elektronisch abwickelt, wurde über
die praktische Umsetzung diskutiert. Die
Vortragenden, Konstanze Wagner und
Björn Honekamp, stellten überzeugend
anhand der für den Konzern gefundenen
Lösung dar, dass sich für Standardver-
gaben jedenfalls nach Abschluss des
Change Prozesses Synergien für die Be-
teiligten einstellenwerden.

Zum Abschluss des Tages referierte
Dr. Olaf Otting (aus dem Geschäftsfüh-
renden Ausschuss der Arbeitsgemein-
schaft Vergaberecht) über die Heraus-
forderungen der Anwaltschaft bei der
E-Vergabe. Sein Petitum: Wenn es den
Kolleginnen und Kollegen gelingt, sich
das notwendige technische Know-how
anzueignen, wird ihr vergaberecht-
licher Rechtsrat weiter unentbehrlich
sein. Insbesondere für die strategischen
Weichenstellungen und in den ver-
handlungs- und dialogorientierten Ver-
gabeverfahren werden Rechtsanwältin-
nen und Rechtsanwälte gebraucht.
Mutschler-Sieber wies noch auf die
nächste Veranstaltung der Arbeits-
gemeinschaft Vergaberecht auf dem
Deutschen Anwaltstag in Berlin am
3. Juni 2016 hin mit dem Titel: „Blick
über den Tellerrand: Fair Play und Foul
Play im deutschen und französischen
Vergaberecht“.

Rechtsanwältin Dr. Eva-Dorothee Leinemann,
Berlin

Aus der Arbeit des DAV

1 Teilnehmerinnen der ersten Herbsttagung der AG
Vergaberecht.

2 Dr. Anette Mutschler Siebert (Vorsitzende der AG
Vergaberecht).

3 Dr. Olaf Otting (Vorsitzender des Vergaberechtsaus-
schusses).

4 Dr. Eva Leinemann mit Sascha Michaels

5 Teilnehmerin Katja Grittke.

6 Andreas Rüger (Bundeswirtschaftsministerium).
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Die Feinheiten des
Baurechts ergründen:
Fortbildung mit Niveau

Baurechtstagung zum 46. Mal:
Weimar begeistert Baurechtler

Im Rahmen der Baurechtstagungen der
AG Baurecht gestalten erfahrene Bau-
rechtler und Vertreter des VII. Zivil-
senats des BGH ein anspruchsvolles
Fachprogramm zur anwaltlichen Fort-
bildung.
Eine gelungene Verbindung zwischen
Tradition und Moderne – selten schien
sich das Fach- und Rahmenprogramm
der ARGE Baurecht so nah an die Cha-
rakteristik der Gastgeberstadt anzuleh-
nen wie bei der 46. Baurechtstagung in
Weimar am 6. und 7. November 2015.
Der erste Vortrag des Fachprogrammes
hielt eine Fülle ungewohnter recht-
licher Aspekte bei der Bauabwicklung
bereit, vor allem für die schwerpunkt-
mäßig mit „klassischem“ Bauvertrags-
recht befassten Teilnehmer. Richterin
am BGH Dagmar Sacher sensibilisierte
das Auditorium für die Besonderheiten
der Baustellenverordnung sowie der
arbeitsrechtlichen und unfallversiche-
rungsrechtlichen Schutzvorschriften.
Die lebhafte Diskussion im Anschluss
unterstrich die Bedeutung dieser und
weiterer Besonderheiten der Verkehrs-
sicherungspflicht für die baurechtliche
Praxis.
Rechtsanwalt Christian Meier befasste
sich mit der prozessualen Anspruchs-
sicherung im Rahmen der Streitverkün-
dung. In seinen Ausführungen unter-
suchte er beispielsweise unterschied-
liche Zulässigkeitsfragen der Streitver-
kündung, etwa derjenigen der „Rück-
streitverkündung“ und der Streitverkün-
dung gegenüber dem planenden und
überwachenden Architekten durch den
Bauherrn im Prozess mit dem Bauaus-
führenden.

Am Nachmittag sprach Rechts-
anwalt Jochen Lüders zur Frage, inwie-
weit Kostensicherheit für den Bauherrn
ein modernes Märchen darstelle und
lieferte dazu gleich eine Reihe mögli-
cher Antworten. Zum Abschluss des
ersten Tages referierte Rechtsanwalt
Prof. Dr. Falk Würfele zur Vergütungs-
pflicht notwendiger Leistungen.

Der zweite Veranstaltungstag be-
gann mit einer Tagungstradition. Rich-

ter am BGH Claus Halfmeier stellte
den Zuhörern ausgewählte Entschei-
dungen des VII. Zivilsenates des BGH
vor. Bei der individuellen Erläuterung
der Entscheidungsgründe für die vor-
gestellten Urteile des Bundesgerichts-
hofes zeigte sich wieder einmal, dass
ein Mitglied des Senates die anwaltliche
Auseinandersetzung mit den Urteilen
um wesentliche Aspekte zu erweitern
vermag.

Rechtsanwalt Prof. Dr. Klaus D. Ka-
pellmann schärfte in seinen Ausfüh-
rungen unter dem Titel „Konfliktlösun-
gen bei Bauprojekten nach heutigem
Stand“ den Blick für die verschiedenen
Möglichkeiten der Streitbeilegung. Bei
dem sich anschließenden Vortrag zu
Schwarzgeldabreden am Bau präsen-
tierte Rechtsanwalt Dr. Paul Popescu
zwei Grundthesen zu dem rechts-
geschäftlichen Inhalt und den Rechts-
folgen der Schwarzgeldabrede. Die fol-
gende Darstellung der Rechtsprechung
zu Schwarzgeldvereinbarungen vermit-
telte überzeugend, dass die – zum Teil
noch ungeklärten – Rechtsfragen in
diesem Kontext ebenso vielfältig sind,
wie die Ideen der Vertragsparteien, um
die mit der Schwarzgeldabrede verbun-
denen Vorteile zu erzielen.

Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft
Baurecht, die in Weimar nicht dabei
sein konnten, finden die Tagungsunter-
lagen auf www.arge-baurecht.com zum
Herunterladen. Dort sind auch erste
Informationen zur 47. Baurechttagung
am 18. und 19. März 2016 in Hamburg
hinterlegt.

Rechtsanwältin Kathrin Heerdt, Bremen

Aus der Arbeit des DAV

1 Rechtsanwalt Prof. Dr. Falk Würfele widmete sich
dem § 2 Abs. 8 VOB/B.

2 Teilnehmer in der Pause.

3 Dagmar Sacher (Richterin am BGH) sprach über die
Verkehrssicherungspflichten.

4 Prozessuale Möglichkeiten zur Anspruchssicherung
gegen Dritte war das Thema von Rechtsanwalt
Christian Meier.

5 Rechtsanwalt beim BGH Prof. D. Volkert Vorwerk
stimmt in die Diskussion mit ein.

6 Die 46. Baurechtstagung fand in der Kulturstadt
Weimar statt (hier Denkmal für Goethe und Schiller).

7 Gut gefüllter Saal bei der Tagung mit...

8 ...hoch interessierten Teilnehmerinnen und Teilneh-
mern.

9+10 In der Pause wurde weiter diskutiert.

11 Rechtsanwalt Dr. Peter Sohn und Rechtsanwältin
Dr. Birgit Franz.

12 Rechtsanwalt Jochen Lüders referierte über die
Kostensicherheit für den Bauherrn.
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